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Brandenburg diskutiert: Antisemitismus
und Israels Existenzrecht im Fokus!

Brandenburg debattiert über Antisemitismus und Israels
Existenzrecht als Einbürgerungsbedingung. Innenminister

Wilke äußert sich dazu.

Brandenburg, Deutschland - In Brandenburg stehen die
Themen Antisemitismus und die Unterstützung Israels derzeit
ganz oben auf der politischen Agenda. Der Landtag hat in
jüngster Zeit intensiv über eine umstrittene Bedingung zur
Einbürgerung diskutiert. Diese besagt, dass ein Bekenntnis zum
Existenzrecht Israels seit Juni 2023 Voraussetzung für die
Einbürgerung in Brandenburg ist, wie die Süddeutsche
Zeitung berichtet. Innenminister René Wilke stellte klar, dass
damit nicht alle Entscheidungen der israelischen Regierung
akzeptiert werden müssen.

Ein weiterer Brennpunkt der Debatte war die alarmierende
Zunahme antisemitischer Vorfälle. Antisemitismusbeauftragter
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Andreas Büttner gab an, dass dieser auf einem historischen
Höchststand sei. Ein besonders dunkles Kapitel zeichnet sich
durch die jüngsten Gewalttaten im Nahen Osten ab: Rund 1.200
Menschen wurden bei einem Überfall der Hamas in Israel getötet
und über 250 als Geiseln genommen. In Gaza meldete die
Gesundheitsbehörde mehr als 54.000 Tote, unter denen sowohl
Kämpfer als auch Zivilisten sind.

Politische Reaktionen und Forderungen

Die CDU-Fraktion forderte im Landtag eine klare Solidarität mit
Israel und verstärkte Schutzmaßnahmen für jüdische
Einrichtungen. Die Abgeordnete Kristy Augustin betonte die
Dringlichkeit, nicht zu schweigen. Allerdings fand der Antrag der
CDU keine Mehrheit, was die Spannungen innerhalb der
politischen Landschaft verdeutlicht.

Wilke wies auch auf die Meinungsverschiedenheiten in Europa
hin, wo mehrere EU-Staaten gegen die Einstufung der iranischen
Revolutionsgarden als Terrororganisation argumentieren. BSW-
Fraktionschef Niels-Olaf Lüders forderte in diesem
Zusammenhang eine differenziertere Diskussion über das Recht
Israels auf Selbstverteidigung.
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